
N. Jugendstrafrechtspflege

Art. 61

Die richterlichen Organe der Jugendstrafrechtspflege sind:
a. die Jugendanwaltschaft;
b. die Strafgerichtskommission des Kantonsgerichts.

Art. 62
1 Der Jugendanwaltschaft obliegt die Strafuntersuchung. Sie
beurteilt zudem in erster Instanz die strafbaren Handlungen von
Kindern und Jugendlichen.
2 In Ausstands- und Verhinderungsfällen sorgt der Regierungs-
rat für eine geeignete Stellvertretung der Jugendanwaltschaft.
3 Die kantonale Verwaltung stellt der Jugendanwaltschaft die
notwendige Infrastruktur zur Verfügung.

Art. 63

Die Strafgerichtskommission beurteilt Appellationen gegen Ent-
scheide der Jugendanwaltschaft.

Art. 64

Die Geschäftsführung der Jugendanwaltschaft untersteht der
Aufsicht des Regierungsrates.

Ziffer 4
Gesetz vom 7. Mai 1995 über die öffentliche Sozialhilfe

Art. 13 Abs. 2 Bst. d
2 (Dem Kantonalen Sozialdienst obliegen folgende Aufgaben:)
d. Abklärung, Beratung und Führung von Betreuungsmandaten der Zivil-

und Strafrechtspflege (Vormundschaftswesen, Straf- und Massnahmen-
vollzug bei Kindern und Jugendlichen, Schutzaufsicht);

II.
Diese Gesetzesänderungen treten sofort in Kraft.

§ 7 Aenderung des Gesetzes über Kinderzulagen für Arbeitnehmer

Die Vorlage im Ueberblick
Die Vorlage behandelt verschiedene Vorstösse zur Aenderung der Regelung über die Kinderzulagen:
– Allein erziehende Teilzeitbeschäftigte erhalten einen Anspruch auf eine volle Kinderzulage, sofern sie

mindestens acht Stunden pro Woche für den gleichen Arbeitgeber tätig sind. Sind sie dies weniger als
acht Stunden pro Woche, erhalten sie 20 Prozent der Zulage.

– Die Kinderzulage für im Ausland wohnende Kinder wird nach der Kaufkraft des jeweiligen Landes
abgestuft.

– Auf eine Regelung für Kinderzulagen an Selbstständigerwerbende wird verzichtet. Die Umsetzung
dieser Anregung liesse sich auf der Basis des eingespielten und bewährten Systems nicht realisieren.

Das Gesetz erfährt zudem eine sanfte Anpassung. Es entspricht den Anforderungen der Staatsverträge
mit den EU- und EFTA-Mitgliedstaaten und berücksichtigt berechtigte Bedürfnisse.

Eingehend diskutiert wurde die Einführung der nach Kaufkraft abgestuften Kinderzulage für Kinder im
Ausland. Der Landrat votierte schliesslich für diese Anpassung.

Der Landrat empfiehlt, die Aenderung des Gesetzes über Kinderzulagen für Arbeitnehmer anzunehmen.
– In eigener Kompetenz hat er die Kinderzulage auf den 1. Januar 2004 auf monatlich 170 Franken erhöht.

Aufsicht

Strafgerichts-
kommission
des Kantons-
gerichts

Jugendanwalt-
schaft

Organe der
Jugendstraf-
rechtspflege
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1. Ausgangslage

1.1. Grundlagen

Familienpolitik umfasst mehr als materielle Hilfe und Unterstützung für die Familien; sie geht von der
Anerkennung der unersetzlichen Leistungen aus, die in den Familien erbracht werden. Sie hat sich über
Jahrzehnte pragmatisch entwickelt. Dies ist nicht zuletzt auf den Föderalismus und das Subsidiaritätsprinzip
zurückzuführen. Gerade in der Familienpolitik ist die Zersplitterung der Aufgabenteilung zwischen Bund,
Kantonen, Gemeinden und privaten Organisationen augenfällig. Die verschiedenen Formen des Familien-
lastenausgleichs stellen die ältesten und bekanntesten familienpolitischen Massnahmen dar. Sie werden
erbracht als direkte Geldleistungen wie Familienzulagen, Ausbildungszulagen, Stipendien und Bedarfs-
leistungen für Eltern, als indirekte Abgeltungen wie Steuerabzüge und Erziehungsgutschriften in der AHV
oder als Verbilligung der Krankenkassenprämien für Familien.

Der weitaus grösste Teil des Ausgleichsvolumens entfällt auf die Familienzulagen. Sie bringen mit jährlich
rund 4 Milliarden Franken die grösste Entlastung bei den Kinderkosten. Diese Kosten tragen fast aus-
schliesslich die Kantone. Es bestehen aber von Kanton zu Kanton grosse Unterschiede in den Leistungen,
beim Kreis der Anspruchsberechtigten sowie bei der Regelung von Fällen, in denen beide Elternteile
Anspruch auf Zulagen haben oder Eltern in Teilzeit erwerbstätig sind. In der Schweiz existieren an die 50
Familienzulagensysteme nebeneinander; zehn Kantone (AI, AR, GE, GR, LU, SG, SH, SZ, UR und ZG) kennen
Familienzulagen für Selbstständigerwerbende und fünf Kantone (FR, GE, JU, SH und VS) richten solche
Zulagen an Nichterwerbstätige aus.

Auf Bundesebene sind verschiedene Vorstösse und Gesetzgebungsarbeiten zu diesem Thema im Gange. Sie
streben zwar eine gesamtschweizerische Lösung an, doch sind die Chancen dafür nicht zu überschätzen. 

1.2. Rechtslage im Kanton Glarus

Das Gesetz über die Kinderzulagen für Arbeitnehmer beschränkt den Kreis der Anspruchsberechtigten auf
die Arbeitnehmerschaft, wobei nicht voll Beschäftigte einen Anspruch auf eine entsprechende Teilzulage
haben. Die Höhe der Kinderzulage beträgt gemäss Beschluss des Landrates monatlich 160 Franken. Die
Finanzierung erfolgt ausschliesslich über Beiträge der Arbeitgeber in Prozent der AHV-beitragsberechtigten
Lohnsumme (1,95%).

In einem begrenzten Bereich und für die maximale Dauer von einem Jahr seit Geburt des Kindes wird die
Unterstützung unter gewissen Bedingungen durch im Gesetz über Erwerbsersatzleistungen für einkom-
mensschwache Eltern vorgesehene Leistungen ergänzt.

1.3. Politische Vorstösse

Verschiedene Vorstösse im Landrat und von Privaten verlangten Anpassungen des Gesetzes:
– Eine vom Landrat überwiesene Motion regte eine Besserstellung von allein erziehenden Teilzeitbeschäf-

tigten an. Allein erziehende Teilzeitbeschäftigte, denen die Obhut eines Kindes anvertraut ist, sollen einen
Anspruch auf die volle Zulage erhalten, sofern sie überwiegend während mindestens acht Stunden pro
Woche für den gleichen Arbeitgeber tätig sind. Liegt die Wochenarbeitszeit beim gleichen Arbeitgeber
unter acht Stunden, habe der Anspruch einen Fünftel der vollen Zulage zu betragen, wobei bei mehreren
Arbeitsverhältnissen höchstens eine volle Zulage je Kind zur Auszahlung gelangen dürfe.

– Ein Bürger regte an, Kinderzulagen auch an Selbstständigerwerbende auszurichten. In sämtlichen
Nachbarkantonen sei dies der Fall, während im Kanton Glarus ein Gewerbetreibender nur als Unselbst-
ständigerwerbender in den Genuss von Kinderzulagen komme.

– Eine weitere vom Landrat überwiesene Motion forderte, die Kinderzulage für im Ausland wohnende Kinder
nach der Kaufkraft des jeweiligen Landes abzustufen und den Anspruch auf solche Erwerbstätige zu
beschränken, deren Kinder in der Schweiz selber oder in einem Staat wohnen, mit dem die Schweiz ein
Sozialversicherungsabkommen abgeschlossen habe (unter Vorbehalt bilateraler Abkommen zwischen der
EU und der Schweiz).

1.4. Behandlung der Vorstösse

Beide Motionen wurden mit Präzisierungen überwiesen. Bei der Motion um die Besserstellung Teilzeit-
beschäftigter wurde präzisiert, es könne sich nur um nicht voll beschäftigte, allein erziehende Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer handeln, nicht jedoch um arbeitsunfähige oder arbeitslose Ehepartner. Diese
könnten in der Regel Leistungen anderer Sozialversicherungen in Anspruch nehmen (ALV, IV). – Bei der
Kaufkraftabstufung sollte nicht der Abschluss bilateraler Abkommen (Gegenrecht) vorbehalten sein.

Schwieriger war die Fragestellung bezüglich Kinderzulagen auch an Selbstständigerwerbende. Eine solche
Regelung wäre nur zu schaffen, wenn sie freiwillig und selbsttragend ausgestaltet würde; man dürfe nicht
die anderen Arbeitgeber mit solchen Kosten belasten. Die auf Freiwilligkeit basierenden Systeme in den
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Kantonen, welche Kinderzulagen für Selbstständigerwerbende kennen, erfüllen die Anforderung der Selbst-
finanzierung bei weitem nicht. Es müssen entweder die Kassen oder aber die Arbeitgeber (oder beide) erheb-
liche Mittel einschiessen, weil bedeutend mehr Zulagen an Selbstständigerwerbende ausgerichtet werden
als diese Beiträge entrichten. Es unterstellen sich vor allem solche Selbstständigerwerbende dem Gesetz,
welche Kinderzulagen beziehen können, während sich jene nicht anschliessen, welche vor allem Beiträge
leisten müssten. – Da beide Vorgaben nicht eingehalten werden können, wurde die Umsetzung dieser
Forderung abgelehnt.

2. Aenderung der Kinderzulagenregelung

2.1. Allein erziehende Teilzeitbeschäftigte 

Allein stehende allein Erziehende, denen die Obhut eines Kindes anvertraut ist und die daher nur teilzeitlich
arbeitstätig sein können, sollen eine volle Kinderzulage erhalten, sobald sie mindestens acht Stunden pro
Woche arbeiten. Sind sie weniger als acht Stunden beim gleichen Arbeitgeber tätig, so erhalten sie einen
Fünftel der Zulage, sofern sie nicht anstelle des anderen erwerbstätigen, unterhaltspflichtigen Elternteils eine
volle Kinderzulage geltend machen oder Leistungen anderer Sozialversicherungen beanspruchen.

2.2. Kaufkraftanpassung

Kinderzulagen ins Ausland werden der jeweiligen Kaufkraft des Wohnsitzstaates des Kindes angepasst.
Allerdings ist es – entgegen der Motion – nicht sinnvoll, die Ausrichtung von Kinderzulagen ins Ausland 
von einem Sozialversicherungsabkommen abhängig zu machen. Staatsvertragsrecht verbietet es, eine
kaufkraftabhängige Regelung auf EU- und EFTA-Mitgliedstaaten anzuwenden. Auch Kantone mit Familien-
zulagenordnungen, welche für Kinder im Ausland andere Regelungen vorsehen als für Kinder in der Schweiz,
haben nach Massgabe dieses Abkommens die Familienzulagen in beiden Fällen in gleicher Höhe aus-
zuzahlen. Anderseits wird zur Vermeidung von Doppelzahlungen geregelt, welcher Staat für die Leistungs-
gewährung zuständig ist, wenn beide Elternteile (im jeweils anderen Land) arbeiten.

Durch das Inkrafttreten der Bilateralen Abkommen I haben zudem die entsprechenden Sozialversicherungs-
abkommen mit den 15 EU-Staaten ihre Bedeutung eingebüsst. Daneben bestehen nur wenige Staatsverträge
mit nicht der EU oder der EFTA angehörenden Staaten, mittelfristig nur noch solche mit sieben Staaten. Für
Kinder in allen andern Ländern, soweit sie nicht der EU oder EFTA angehören, bestünde überhaupt kein –
also nicht einmal ein reduzierter – Anspruch auf eine Kinderzulage. Ein solch grundlegender Systemwechsel
lässt sich nicht rechtfertigen. Die Auszahlung von Kinderzulagen ist nicht von Gegenrecht abhängig zu
machen. Vielmehr sollte sichergestellt werden, dass im betreffenden Staat keine Kinderzulagen oder
ähnliche Leistungen bezogen werden können. Ist dies nicht der Fall, so sind die Kinderzulagen – der jewei-
ligen Kaufkraft angepasst – auszurichten. Damit werden bezüglich der Kinderzulagen (bezogen auf die
Kaufkraft) Kinder im Ausland und in der Schweiz einander gleichgestellt. Indem man weiterhin und
unbesehen irgendwelcher Abkommen Kinderzulagen ausrichtet, müssen nicht die Schwachen unter nicht
abgeschlossenen Staatsabkommen leiden. Hingegen soll der Anreiz, die Kinder im Ausland aufwachsen zu
lassen und erst kurz vor der Volljährigkeit nachzuziehen, bewusst geschmälert werden. Gerade diese kinder-
und familienfeindliche Praxis bringt Integrationsprobleme. Erfahrungsgemäss erleichtert die Schulzeit die
Integration massgeblich, was jedoch nicht möglich ist, wenn Kinder primär aus materiell-ökonomischen
Ueberlegungen nicht bei ihren Eltern (in der Schweiz) aufwachsen.

3. Erläuterung der geänderten Bestimmungen

Artikel 3; Bezugsberechtigte Personen

Die Werte in Absatz 3 entsprechen der Motion betreffend allein erziehender Teilzeitbeschäftigter. Sie
erscheinen ausgewogen und können übernommen werden. Der Begriff «überwiegend» ist hingegen zu
unbestimmt; darauf ist zu Gunsten einer praktikablen Regelung zu verzichten.

Artikel 6 Absätze 2 und 3 (bisher Art. 4); Höhe der Kinderzulage; Altersgrenze

Die Bezugsberechtigung wird an den Aufenthalt in der Schweiz geknüpft; die Aenderungen ergeben sich
auch als Konsequenz der Regelung für Kinder im Ausland.

Artikel 7 (neu); Kinder im Ausland

Dieser Artikel führt die Kaufkraftanpassung der Zulagen für Kinder im Ausland ein. Die Regelung greift nicht
bei ausländischen Arbeitnehmern, deren Kinder in der Schweiz leben. Sind die Kinder jedoch im Ausland,
werden die Zulagen nach der Kaufkraft des jeweiligen Landes abgestuft. Damit wird auf die in der Regel
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tieferen Lebenshaltungskosten in den betreffenden Staaten Bezug genommen. Die Zulagen sollen nur aus-
gerichtet werden, sofern nicht ein Anrecht auf Kinderzulagen oder ähnliche Beihilfen nach ausländischer
Gesetzgebung besteht. Die konkrete Ausgestaltung wird in der regierungsrätlichen Vollziehungsverordnung
festgelegt. Geplant ist eine Abstufung auf Viertelszulagen je nach Kaufkraft des betreffenden Staates im
Vergleich zur Schweiz. 

Artikel 10 (bisher 9); Nachforderung nicht bezogener Kinderzulagen

In Absatz 2 wird der Begriff «zwei Jahre» durch den Begriff «24 Monate» ersetzt. Die alte Regelung gab bei
der Berechnung immer wieder zu Diskussionen Anlass.

Artikel 14 (bisher 13); Beitrittspflicht der Arbeitgeber

Das geltende Recht wird unter Absatz 2 durch eine Bestimmung ergänzt, welche den Zwangsanschluss
regelt, und Absatz 5 verweist auf die einschlägigen Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Alters- und
Hinterlassenenversicherung zum Kassenwechsel.

Artikel 16 (neu); Kassenrevision und Arbeitgeberkontrolle

Dieser Artikel entspricht, in leicht präzisierter Fassung, der bestehenden Regelung in Artikel 15 der Voll-
ziehungsverordnung und wird aufgrund der Bedeutung, welche der Revision/Kontrolle beizumessen ist, ins
Gesetz integriert.

Artikel 17–19 (neu; resp. bisher nur Art. 15); Kapitel über die Finanzierung

Die Vorschriften rund um die Finanzierung werden ausführlicher geregelt. Die Finanzierung der Kinderzulagen
hat ausschliesslich über Arbeitgeberbeiträge zu erfolgen. Auch die Verwendung der Beiträge sowie allfälliger
Ueberschüsse wird abschliessend festgelegt.

Artikel 21 (bisher 17); Rechtsschutz

Die neue Möglichkeit, Einsprache zu erheben, ergibt sich aus dem Bundesgesetz zum Allgemeinen Teil des
Sozialversicherungsrechts (Art. 52).

4. Auswirkungen

Momentan sind nur 25 Bezügerinnen von Teilzulagen allein erziehend. Die Erhöhung auf eine volle Kinder-
zulage wird äusserst bescheidene finanzielle Auswirkungen haben. 

Die Kaufkraftanpassung hingegen wird die entsprechenden Kassen entlasten. Die Grössenordnung kann
nicht beziffert werden, da die entsprechenden Daten (Anspruchsberechtigte mit Kindern im Ausland und in
welchen Ländern) bisher nicht erfasst wurden, waren diese doch ohne Bedeutung. In personeller Hinsicht
und bezüglich Informatik bewirken die Gesetzesänderungen keinen nennenswerten Mehraufwand.

5. Beratung der Vorlage im Landrat 

Eine landrätliche Kommission unter dem Vorsitz von Landrat Max Widmer, Netstal, befasste sich mit der
Vorlage. Eintreten auf die Vorlage war in der Kommission unbestritten. Sie unterstützte die Besserstellung
der allein erziehenden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und die Einführung einer kaufkraftabhängigen
Regelung für Kinder mit Wohnsitz im Ausland. Sie prüfte bezüglich Kinderzulagen an Selbstständigerwer-
bende ein Modell mit Obligatorium, verwarf dieses aber angesichts der speziellen Situation der Selbststän-
digerwerbenden im Steuerrecht und ihrer generell vielfältigeren finanziellen Möglichkeiten. Sie teilte damit
die Auffassung des Regierungsrates, es bestehe aus sozialpolitischer Sicht wenig Regelungsbedarf.

In der Detailberatung gab die neue Regelung in Artikel 6 (bisher 4) bezüglich Altersgrenze (ab 16. Altersjahr)
und Anspruchsvoraussetzungen (gewöhnlicher Aufenthalt in der Schweiz) zu einer Diskussion Anlass. Sie
stelle eine Einschränkung dar und sei für die Einführung einer kaufkraftabhängigen Regelung nicht nötig. Vor
allem die Hinweise auf die Missbrauchsgefahr und die Einhaltung eines vernünftigen Kontrollaufwandes
überzeugten jedoch die Mehrheit der Kommission von ihrer Zweckmässigkeit. Auch die Einführung der
Kaufkraftregelung fand aus den erwähnten Gründen eine klare Mehrheit. Weiter folgte die Kommission dem
Vorschlag, die Auszahlung von Kinderzulagen nicht von Gegenrechtsvereinbarungen abhängig zu machen.
Für die Vollzugsregelung empfahl sie, einen feineren Raster zu prüfen. Im Uebrigen schlug sie einige redak-
tionelle Umstellungen und Anpassungen beim Gesetzestext vor.
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Ausserhalb der Vorlage beantragte sie dem Landrat, die Kinderzulage auf 170 Franken zu erhöhen, und dem
Regierungsrat empfahl sie, den Beitragssatz zu senken.

Im Landrat war Eintreten auf die Vorlage ebenfalls unbestritten. Ein Antrag auf Beibehaltung der Fassung von
Artikel 6 wegen der Regelung des Ausbildungsaufenthaltes im Ausland (Art. 6 Abs. 3 Bst. b) wurde mit klarem
Mehr und ohne weitere Wortmeldungen abgelehnt.

Eingehend wurde hingegen die Einführung der Kaufkraftregelung diskutiert. Die Minderheit bekämpfte sie,
weil sie falsche Anreize für einen sofortigen Familiennachzug setze, keine Spareffekte habe und zudem
Kinder – je nach Land – rechtsungleich behandle. Die Ratsmehrheit verwehrte sich gegen den Vorwurf der
Ausländerfeindlichkeit und verwies auf den Zweck der Kinderzulagen: Leisten von Beiträgen an den Lebens-
unterhalt von Kindern. Es dürften keine verkappten Lohnzusätze geschaffen werden, indem die Kinder-
zulagen die in gewissen Ländern üblichen Familieneinkommen überstiegen. Es werde nicht an die Natio-
nalität angeknüpft, sondern an den Aufenthaltsort der Kinder; auch ein Kind mit Schweizer Bürgerrecht, aber
Aufenthalt im Ausland, unterliege der Kaufkraftanpassung. Zudem führe die heutige Regelung dazu, dass
viele Jugendliche aus materiell-ökonomischen Ueberlegungen erst nach dem 16. Altersjahr in die Schweiz
kämen, was deren Integration erheblich erschwere. – Innerhalb der zweiten Lesung wurde ein Antrag auf eine
Modifikation der Kaufkraftregelung angesichts der ungewissen Tragweite und mit Blick auf eine zukünftige
Vorlage wieder zurückgezogen.

Die bereinigte Vorlage wurde mit klarem Mehr bei wenigen Gegenstimmen und einigen Enthaltungen in
zustimmendem Sinne zuhanden der Landsgemeinde verabschiedet. 

Gemäss Antrag seiner Kommission erhöhte der Landrat ausserhalb der Landsgemeindevorlage die Kinder-
zulage per 1. Januar 2004 auf monatlich 170 Franken.

6. Antrag

Gestützt auf vorstehende Erwägungen beantragt der Landrat der Landsgemeinde, folgender Aenderung
des Gesetzes über Kinderzulagen für Arbeitnehmer zuzustimmen:

Aenderung des Gesetzes über Kinderzulagen
für Arbeitnehmer

(Erlassen von der Landsgemeinde am ...... Mai 2003)

I.
Das Gesetz vom 12. Mai 1974 über Kinderzulagen für Arbeit-
nehmer wird wie folgt geändert:

Art. 3 Abs. 3 (neu) – 5
3 Alleinerziehende Teilzeitbeschäftigte, denen die Obhut eines
Kindes anvertraut ist, haben Anspruch auf die volle Zulage,
sofern sie während mindestens acht Stunden pro Woche für
den gleichen Arbeitgeber tätig sind. Liegt die Wochenarbeits-
zeit beim gleichen Arbeitgeber unter acht Stunden, beträgt der
Anspruch 1/5 der vollen Zulage, wobei bei mehreren Arbeitsver-
hältnissen pro Kind höchstens eine volle Zulage zur Auszah-
lung gelangt.
Abs. 3 und 4 bisher werden zu Abs. 4 und 5.

Art. 5 bisher wird zu Art. 4.

Art. 5 (bisher 6) Abs. 2
2 Erfüllen mehrere Personen gleichzeitig die Voraussetzungen
dieses Gesetzes zum Bezug von Kinderzulagen für das gleiche
Kind, so steht der Anspruch der Reihe nach zu:
a. der Person, in deren Obhut das Kind ist;
b. dem Inhaber der elterlichen Sorge;
c. der Person, die in überwiegendem Masse für den Unterhalt

des Kindes aufkommt.
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Art. 6 (bisher 4) Abs. 2 und 3 (neu)
2 Die Kinderzulage wird bis zum vollendeten 16. Altersjahr ge-
währt.
3 Die Bezugsberechtigung wird verlängert für unverheiratete
Kinder mit gewöhnlichem Aufenthalt in der Schweiz:
a. die infolge einer Krankheit oder eines Gebrechens erwerbs-

unfähig sind, längstens bis zum vollendeten 18. Altersjahr;
b. die sich in einer anerkannten Ausbildung befinden, bis zum

Ende des Monats, in dem die Ausbildung ordentlicherweise
abgeschlossen werden kann, längstens jedoch bis zum
vollendeten 25. Altersjahr. Ein Ausbildungsaufenthalt bis
maximal zwölf Monate im Ausland lässt den gewöhnlichen
Aufenthalt in der Schweiz fortbestehen.

Art. 7 (neu)
1 Im Ausland wohnhafte Kinder haben gemäss der Artikel 4–6
Anrecht auf Kinderzulagen, sofern nicht ein Anrecht auf Kinder-
zulagen oder ähnliche Beihilfen nach ausländischer Gesetz-
gebung besteht.
2 Die Kinderzulagen werden nach dem Kaufkraftverhältnis zwi-
schen der Schweiz und dem Wohnsitzstaat festgesetzt, wobei
die vom Landrat beschlossene Höhe der Kinderzulage die
Höchstgrenze bildet.
3 Staatsverträge über Kinderzulagen bleiben vorbehalten.

Art. 7 und 8 bisher werden zu Art. 8 und 9.

Art. 10 (bisher 9) Abs. 2
2 Die Nachforderung nicht bezogener Kinderzulagen ist auf die
letzten 24 Monate vor der Geltendmachung des Anspruchs
beschränkt.

Art. 10–12 bisher werden zu Art. 11–13.

Art. 14 (bisher 13) Abs. 2 (neu) –5 (neu)
2 Der kantonalen Kasse werden alle Arbeitgeber angeschlos-
sen, die nicht einer anerkannten Familienausgleichskasse an-
gehören.
Abs. 2 und 3 bisher zu Abs. 3 und 4.
5 Die Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Alters- und
Hinterlassenenversicherung über den Kassenwechsel sind an-
wendbar.

Art. 14 bisher wird zu Art. 15.

Art. 16 (neu)
1 Die Kassen sind jährlich zu kontrollieren.
2 Die den Kassen angeschlossenen Arbeitgeber sind periodisch
auf die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften hin zu prüfen.
3 Die Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Alters- und
Hinterlassenenversicherung über die Kassenrevisionen und
über die Arbeitgeberkontrollen sind anwendbar.

Kassenrevision
und Arbeit-
geberkontrolle

Kinder im
Ausland

34



IV. Finanzierung

Art. 17 (neu)
1 Die Kinderzulagen und Verwaltungskosten werden durch
Beiträge der Arbeitgeber finanziert.
2 Die dem Gesetz unterstellten Arbeitgeber entrichten einen 
vom Regierungsrat in Prozenten festgesetzten Beitrag der
Lohnsumme gemäss Bundesgesetz über die Alters und Hinter-
lassenenversicherung.
3 Die Beiträge der Arbeitgeber dürfen nicht den Arbeitnehmern
belastet werden.
4 Die Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Alters- und
Hinterlassenenversicherung betreffend den Bezug der Beiträge,
die Nachzahlung geschuldeter und die Rückforderung zuviel
bezahlter Beiträge sind sinngemäss anwendbar.

Art. 18 (neu)

Die Beiträge der Arbeitgeber sowie die Erträge aus Anlagen
dürfen nur zur Finanzierung der Kinderzulagen und zur
Deckung der Verwaltungskosten verwendet werden.

Art. 19 (neu)

Ueberschüsse der Ausgleichskassen sind zu verwenden:
a. vorerst zur Bildung eines angemessenen Betriebs- und

Reservefonds;
b. sodann zur Verbesserung der Leistungen oder zur Herab-

setzung der Beiträge oder für beides.

V. Weitere Bestimmungen

Art. 16 bisher wird zu Art. 20.

Art. 21
1 Gegen die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verfügun-
gen kann innert 30 Tagen bei der verfügenden Stelle gemäss
Verwaltungsrechtspflegegesetz Einsprache erhoben werden.
2 Gegen Einspracheentscheide kann beim Verwaltungsgericht
gemäss Verwaltungsrechtspflegegesetz Beschwerde erhoben
werden.
3 Das Verwaltungsgericht ist auch kantonale Rekursbehörde
gemäss Artikel 22 des Bundesgesetzes vom 20. Juni 1952 über
die Familienzulagen in der Landwirtschaft.

Art. 22

Die rechtskräftigen Verfügungen und Einspracheentscheide der
Ausgleichskassen sind im Sinne von Artikel 80 Absatz 2 des
Bundesgesetzes vom 11. April 1899 über Schuldbetreibung und
Konkurs vollstreckbaren gerichtlichen Urteilen gleichgestellt.

Art. 19–23 bisher werden zu Art. 23–27.

II.
Diese Aenderung tritt am 1. Januar 2004 in Kraft.

Vollstreckbar-
keit

Rechtsschutz

Verwendung
der Ueber-
schüsse

Verwendung
der Beiträge

Arbeitgeber-
beiträge
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